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LOBBYISMUS IM DEUTSCHEN FAMILIENRECHT


– Stellungnahme zum Schlussbericht/Gesamtergebnis, Teil V, zur Begleitforschung zur Umsetzung der Neuregelungen zur Reform des Kindschaftsrechts, März 2002, von Prof. Dr. jur. Roland Proksch an das Bundesjustizministerium zu den dortigen Vorgängen Az. 3003/2-7p-5-Ri 0067/98 in Form von Überprüfung einiger Kernaussagen –


(Quelle: https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Begleitforschung_zur_Umsetzung_der_Neuregelung_des_Kindschaftsrechts.html, letztes Abrufdatum: 10.04.2023, ebenso: https://familiengutachten.de/Material/proksch.htm, Abrufdatum: 20.08.2023)







ANMERKUNG: Gerichtsbeschlüsse wurden über eine reine Quellenangabe hinaus in weiten Teilen zitiert, um die jeweils angewandten juristischen Argumentationsketten sichtbar zu machen, welche dem unter Zitat 7 aus Ziffer 5 des Schlussberichts von Herrn Prof. Proksch dargestellten vereinheitlichten Schema zur (Vor-)Verurteilung von alleinerziehenden Frauen auf Seite → entsprechen






VORWORT


Der beanstandete Schlussbericht mit Gesamtergebnis, Teil V, von Herrn Professor Dr. jur. Roland Proksch zur Begleitforschung zur Umsetzung der Neuregelungen zur Reform des Kindschaftsrechts von März 2002 sowie meine fachkritische Stellungnahme hierzu gewinnen an Aktualität, nachdem auf Basis und unter Fortschreibung der seit der Kindschaftsrechtsreform von 1998 festgelegten Werte und Vorstellungen im Familienrecht fortlaufend weitere Notwendigkeiten für „Reformen“ zur „Modernisierung“ des Familienrechts abgeleitet und vorangetrieben werden. So auch aktuell:


Immer wieder neue, wohlklingend formulierte angebliche „Anpassungen zur zeitgemäßen Ausgestaltung“ des Familienrechts werden auf den Weg gebracht, ohne dass bisher eine valide neutrale Ergebniskontrolle der bereits etablierten Änderungen seit der Kindschaftsrechtsreform von 1998 in Sinne einer tatsächlich besseren Umsetzung des Wohlbefindens von Kindern stattgefunden hätte.


Unter dem Deckmantel von Liberalität, Fortschritt und Gleichberechtigung werden für Frauen und Kinder hierbei unter anderem Grundrechte außer Kraft gesetzt, ohne dass hiervon in der familienrechtlichen Fachwelt oder in der Öffentlichkeit angemessen Notiz genommen wird.


Allerdings kann die Öffentlichkeit auch nur dann kritisch hinschauen, wenn sie von der Familienrechtsfachwelt ausreichend informiert wird.


Die Familienrechtsfachwelt und ihre Institutionen machen sich dem entgegen lieber eindeutig ideologisch geprägte „Forschungsergebnisse“ zu eigen und setzen darin enthaltene Frauenfeindlichkeit oft mit einem außerordentlich regen Engagement um, welches nicht mehr allein mit Unwissenheit über tatsächliche Zusammenhänge in der Lebenswelt von Eltern und Kindern nach der elterlichen Trennung erklärbar ist. Vielmehr legt die in familienrechtlichen Verfahren oftmals ausgeprägte Gier nach einer Bestrafung von alleinerziehenden Frauen unter Vorschieben eines angeblichen, entlang väterlicher Interessen oft haarsträubend begründeten „Kindeswohls“ den Verdacht nahe, dass es einzelnen Akteuren wie zum Beispiel Richtern oder Jugendamtsmitarbeitern bewusst oder unbewusst um misogyne Machtausübung geht, um eine Renaissance patriarchaler Rechte in Neuauflage.


Spätestens mit der kleinen Anfrage der PDS vom 23.11.2001, Drucksache 14/7621, wie in Teil B, Anlage 21 dieses Buches Seite → erwähnt, musste dem Deutschen Bundestag sowie auch dem Bundesjustizministerium ausreichend bekannt sein, dass mit der Begleitforschung zur Kindschaftsrechtsreform von 1998 unter anderem unvollständige bzw. einseitig interpretierte Zahlen erhoben wurden. Die Aktivitäten von Herrn Prof. Proksch als Referent in der Väterrechte-Szene sind mit wenigen Klicks im Internet für jedermann nachvollziehbar (z. B. https://familienkongress.vaeteraufbruch.de/historie/referenten), ebenso der Inhalt seiner Reden in zahlreichen Kongressen, in welchen er jeweils direkt oder indirekt das lobbyistisch heraufbeschworene Bild der Mutter zeichnet, die Trennungs- oder Paarkonflikte nicht angemessen zu überwinden vermag und deshalb dem Vater das Kind vorenthält (z. B. 1.Landeskongress zum Projekt Elternkonsens, https://images.app.goo.gl/3n25LjF69pDSram77). Gleichzeitig lässt Prof. Proksch Gründe für einen Kontaktabbruch zwischen Kind und Vater nach der elterlichen Trennung, die in der Person des Vaters liegen, fast völlig unter den Tisch fallen. Meine Recherchen legen nahe, dass die Begleitforschung zur Kindschaftsrechtsreform in die Hände eines Juristen gegeben wurde, der im Wesentlichen identische Ideologien wie eine gewisse, stark radikalisierte Väterrechte-Szene vertritt.


Dennoch hat das Bundesjustizministerium die „Begleitforschung zur Umsetzung des Kindschaftsrechtsreformgesetzes“ von Prof. Proksch als Fachbuch herausgegeben. Auch durch diese Kooperation wird beim demokratisch orientierten Leser der Eindruck erweckt, dass diese Begleitforschung seriöser neutraler Wissenschaftlichkeit genügt.


Mit der Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage der PDS, Anlage 21, ist zudem ausreichend dokumentiert, dass vom Bundestag eine gesamte Kindschafstrechtsreform beschlossen und ab 1998 auch umgesetzt wurde, in deren ideologischen Mittelpunkt die umgangsverweigernde Mutter (pseudo-neutral etwa als „umgangsverweigernder betreuender Elternteil“ bezeichnet) gestellt wurde, obwohl die Bundesregierung selbst in Beantwortung von Frage 4. der kleinen


Anfrage einräumt, dass ihr keine Zahlen darüber vorliegen, in wievielen Fällen „durch den alleinsorgeberechtigten Elternteil der Umgang aktiv verweigert wird“ und obendrein von Familienrichterinnen und - richtern bestätigt wird, dass es sich in der Praxis um sehr seltene Fälle handelt. Dass es dem einen oder anderen Familienrichter schwerfällt, in solchen oft schwierig beurteilbaren Fällen nach angemessener Einzelfall-Betrachtung eine adäquate Lösung zu beschließen, ist bei weitem kein ausreichender Grund, eine komplette Kindschaftsrechtsreform auf den Weg zu bringen, auf deren Grundlage arbeitsvereinfachend alle alleinerziehenden Mütter schematisch vorverurteilt, entrechtet und routinemäßig abgestraft werden können bis hin zum bei Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit nicht gerechtfertigten Kindesentzug. Sollten hierbei eine persönliche Abneigung des Entscheidenden gegen als zu emanzipiert empfundene Frauen oder gegen alleinerziehende Mütter im Speziellen oder sonstige neo-patriarchale Interessen eine Rolle spielen, sind dies zudem nicht zulässige sachfremde Erwägungen.


Mit anderen Worten: Aufgrund lobbyistischer Eingaben an den Deutschen Bundestag schwoll diese bekanntermaßen sehr geringe Anzahl von Frauen, die Männern im Nachtrennungskontext das Kind ohne nachvollziehbaren Grund, wie z. B. vorangegangene körperliche oder psychische Gewalt des Vaters gegen Mutter und Kind, vorenthalten, in den Köpfen der Entscheidenden so unreflektiert wie fantasiereich zu einer zwar nicht bekannten aber so immensen Fallzahl von bösartigen, angeblich geradezu kriminell gegen das eigene Kind handelnden Mütter an, dass völlig ohne jede Kenntnis der tatsächlichen Fallzahlen und Lebensumstände eine komplette Kindschaftsrechtsreform für notwendig befunden wurde, auf deren Grundlage bis heute zahlreiche Änderungen im Familienrecht beschlossen und seit mehr als 25 Jahren fortgeschrieben werden. Bereits vorhandene Forschungen, die zur selben Zeit darauf hinwiesen, dass es eine weitaus höhere Anzahl „enttäuschter von ihrem anderen umgangsberechtigten Elternteil in Stich gelassene Kinder als es Fälle aktiver Umgangsvereitelung durch alleinerziehende Elternteile gibt“ (vergleiche Frage 7. in Anlage 21, Seite →) verschwanden gänzlich von der Bildfläche oder wurden erst gar nicht diskutiert.


Die gesamte Begleitforschung von Herrn Prof. Proksch zielt allein darauf ab, den Erfolg dieser unter einseitig lobbyistischen Eingaben zustande gekommenen Kindschaftsrechtsreform zu bestätigen und den Weg für weitere lobbyistisch beeinflusste Fortschreibungen zu ebnen.


Dass aus einer unehrlich geführten Diskussion keine ehrliche Gesetzgebung, und infolgedessen aus dieser auch keine ehrliche Rechtsprechung hervorgehen kann, ist selbstredend.


Nach Auskunft des Bundesjustizministeriums dient die Veröffentlichung des Schlussberichts von Prof. Proksch auf der hauseigenen Homepage der Information der Bürger über die Arbeit des Bundesjustizministeriums. Ebenso genannt wurden mir nach Erstkontakt mit dem Bundesjustizministerium im Dezember 2022 „historische Zwecke“. Solche historischen Zwecke erfüllen im betrachteten familienrechtlichen Kontext unter anderem auch die Aufgabe, dass öffentlich nachvollziehbar bleibt, woher welche Lehrmeinungen kommen und zu welchen Konsequenzen diese im Familienrechtssystem geführt haben und bei weiterer Fortschreibung noch führen.


Das Bundesministerium für Justiz hat einen ersten Entwurf meiner Stellungnahme vom 10.04.2023 am 27.04.2023 zur Kenntnis erhalten.


Dem entgegen war bei meinem letzten Versuch, den Schlussbericht, Teil V, von Prof. Proksch zu seiner Begleitforschung auf der Homepage des Bundesministeriums für Justiz aufzurufen, der bis dahin über mindestens ein Jahrzehnt auf der Homepage des Bundesjustizministeriums öffentlich einsehbare Schlussbericht unter dem vorherigen Link https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Begleitforschung_zur_Umsetzung_der_Neuregelung_des_Kindschaftsrechts.html nicht mehr auffindbar.


Eine Antwort auf meine Anfrage an das Bundesministerium für Justiz vom 20.08.2023, unter welchem neuen Link der Schlussbericht dort nun einsehbar ist, lag mir bis zur Endbearbeitung meiner Stellungnahme noch nicht vor.


Der zweite in meiner Stellungnahme zu diesem Schlussbericht als Quelle genannte Link https://familiengutachten.de/Material/proksch.htm ist keine Veröffentlichung des Bundesjustizministeriums. Wie lange der genannte Schlussbericht von Prof. Proksch unter der zweiten vom Bundesministerium der Justiz unabhängigen Quelle noch abrufbar ist, ist daher nicht vorhersehbar.


Zum Zweck der Nachvollziehbarkeit meiner Stellungnahme biete ich Ihnen als Leser daher die Möglichkeit, den mit meiner Stellungnahme analysierten Schlussbericht von Prof. Proksch, wie er vom Bundesjustizministerium unter dem dortigen Aktenzeichen veröffentlicht war, unter anforderungschlussbericht@gmx.de kostenfrei anzufordern und einzusehen.


Selbstverständlich können Sie als interessierter Bürger diesen Schlussbericht unter dem im Buchtitel genannten Aktenzeichen auch direkt beim Bundesjustizministerium anfordern.


Mit meiner Veröffentlichung geht es mir darum, lobbyistische Verflechtungen im deutschen Familienrechtssystem und ihre folgenschweren Auswirkungen für Frauen und Kinder sichtbar zu machen.


Im Oktober 2023









TEIL A


ÜBERPRÜFUNG EINIGER KERNAUSSAGEN DES SCHLUSS-BERICHTS UND ABSCHLIESSENDE FESTSTELLUNGEN


ANMERKUNG: Die aus dem Schlussbericht von Herrn Prof. Proksch zitierten Kernaussagen bzw. Zitate sind kursiv geschrieben und in Anführungszeichen gesetzt. Die Nummerierung im Schlussbericht von Herrn Prof. Proksch wurde beibehalten. Ausführungen der Autorin befinden sich jeweils unter den analysierten Kernaussagen bzw. Zitaten. Hervorhebungen durch Unterstreichung in Wellenlinien, auch in den Zitaten, wurden durch die Autorin zur Erleichterung des Querlesens angebracht.




	
Zitat 1 aus Seite →






„Gesamtergebnis


1. Mit der flächendeckenden Befragung aller Eltern, deren Ehe im 1. Quartal 1999 in Deutschland rechtskräftig geschieden wurde, sowie einzelner ihrer Kinder in den Jahren 1999/2000 und 2001/2002, der Befragung aller (Familien-)Richter/innen an allen Amtsgerichten (Familiengerichten) und Oberlandesgerichten, ausgewählter Rechtsanwält/innen mit dem Arbeitsschwerpunkt familienrechtliches Mandat und aller Jugendämter im Jahr 2001 wurde das bisher umfangreichste Datenmaterial in Deutschland zur Nach-/Scheidungssituation von Eltern und zu den entsprechenden Neuregelungen des KindRG gewonnen. Antworten von 7.008 Eltern (1. Befragung 1999/2000) bzw. 4.373 Eltern (2. Befragung 2001/2002), von 809 Richter/innen, 904 Rechtsanwält/innen und 301 Jugendämtern wurden ausgewertet. Das Datenmaterial ermöglicht aussagekräftige, vergleichende Betrachtungen von Eltern mit geS und aeS und ihrer Kinder sowie von Wirkungen der neuen Regelungen des KindRG.“


Nicht befragt wurden offensichtlich getrennte Eltern nichtehelicher Kinder. Die Erhebung erfolgte lediglich für geschiedene Eltern, während die insgesamt mit der Kindschaftsrechtsreform von 1998 neu geschaffenen gesetzlichen Umgangsregelungen (z. B. §§ 1684 BGB, 1626 III. BGB) sowohl für eheliche als auch für nichteheliche Kinder geänderte rechtliche Bedingungen geschaffen haben. (vergleiche Teil B, Anlage 21, 2. Frage, S. 188/189)


Das untersuchte 1. Quartal 1999 bzw. die Jahre 2000 bis 2002 befinden sich viel zu dicht an der noch neuen Kindschaftsrechtsreform, auch hinsichtlich der richtungsweisenden Rechtsprechung, die sich aus der neuen Gesetzgebung erst noch entwickeln musste. Hieraus gewonnene Erkenntnisse oder Schlussfolgerungen sind zu einer Bewertung des Erfolges der Kindschaftsrechtsreform von 1998 in Sinne einer signifikant und nachhaltig besseren Umsetzung des Wohlbefindens der betroffenen Kinder mi ttels des nun vorrangig zu berücksichtigenden „Kindeswohls“, welches als unbestimmter Rechtsbegriff regelmäßig erst noch juristisch ausgelegt werden muss, nicht ausreichend aussagekräftig, sondern können allenfalls einen „ersten Eindruck“ wiedergeben. Der tatsächliche Erfolg oder Misserfolg dieser Reform kann erst nach Jahren/Jahrzehnten unter Einbezug der sich hieraus entwickelten richtungsweisenden Rechtsprechung und Verwaltungspraxis beim Jugendamt festgestellt werden.


Um tatsächlich verwertbare Erkenntnisse zum Erfolg der Kindschaftsrechtsreform gewinnen zu können, bedarf es spätestens zum jetzigen Zeitpunkt (Stand 2023) einer umfassenden Normzweckprüfung der im Zuge der Kindschaftsrechtsreform von 1998 neu formulierten Rechtsnormen hinsichtlich des seither konkret erreichten Zugewinns an Wohlbefinden für alle betroffenen Kinder unter Einbezug der hieraus entwickelten richtungsweisenden Rechtsprechung und Verwaltungspraxis als Beweis für das Erreichen des Reformziels, nämlich einer besseren Gewährleistung des Kindeswohls im Familienrecht als zuvor.


Im Sinne eines validen Ergebnisses müssen also dringend die seither zu diesen rechtlichen Änderungen ergangene richtungsweisende Rechtsprechung und auch die veränderte Praxis in den Jugendämtern in die Betrachtung, ob seit der Kindschaftsrechtsreform ein Zugewinn an Kindeswohl erreicht wurde, mit einbezogen werden.


Diese Gesamtüberprüfung sollte zwingend erfolgen, bevor weitre Reformierungen des Familienrechts beschlossen werden.




	Zitat 2 aus Seite →, Ziffer 2





„2. Folgende Bereiche waren Gegenstand der Untersuchung:


[…]


▶ die Erfahrungen der Praxis (Richter/innen, Rechtsanwält/innen und Jugendämter) mit den Neuregelungen des KindRG, vor allem im Rahmen von Trennung und Scheidung.“


Zur fehlenden Aussagekraft: vgl. obige Ausführungen zu Ziffer 1!




	Zitat 3 aus Seite →, Ziffer 3





„Entscheidend für die Entlastung oder Belastung von Kindern bei Trennung und Scheidung ihrer Eltern ist v. a. die Art der Beziehung der Eltern zu- und miteinander, ihre Fähigkeit und ihr Wille zur Kommunikation, Kooperation und zur wechselseitigen Akzeptanz ihrer nachehelichen Elternverantwortung.“




	
Zitat 4 aus Seite →, Ziffer 4






„Kinder von Eltern, denen es gelingt, nach ihrer Trennung und Scheidung ihre Elternverantwortung gemeinsam kooperativ diskursiv zu gestalten, haben am wenigsten Probleme, Trennungs- und Scheidungsfolgen gut zu bewältigen.“


Diese allgemeingültigen Feststellungen sind richtig, haben jedoch keinen unmittelbaren Bezug zu den Änderungen, die mit der Kindschaftsrechtsreform auf den Weg gebracht worden sind: Kooperative Eltern gab es bereits vor der Kindschaftsrechtsreform und gibt es grundsätzlich auch unabhängig von rechtlichen Vorschriften. Solche Eltern und deren Kinder brauchen auch keine gesetzgeberischen Vorgaben zum Kindeswohl oder etwa Kinderrechte, da diese Eltern das Kindeswohl trotz nicht oder nicht mehr vorhandener Partnerschaft auch ohne gesetzgeberischen Eingriff in die elterliche Autonomie bereits bestmöglich umsetzen.




	Zitat 5 aus Seite →, Ziffer 4





„Dagegen werden Kinder psychosozial auffällig (bleiben), deren Eltern Kontakte zueinander ablehnen bzw. feindselig gestalten.“


Hier wird erneut nur eine Teilmenge, nämlich die Teilmenge der psychosozial auffälligen Scheidungs-Kinder betrachtet, nicht aber alle von Trennung der Eltern betroffenen Kinder. Die Mehrheit der nach der elterlichen Trennung psychosozial nicht auffälligen Kinder wird überhaupt nicht erfasst. Ein Rückschluss dahingehend, dass z. B. zwischen der psychosozialen Auffälligkeit von Trennung der Eltern betroffener Kinder und der Abwesenheit von Kontakt zwischen den Eltern ein Zusammenhang da sei, wie in diesem Satz suggeriert wird, ist weder seriös noch zutreffend, wenn in diese Betrachtung nicht auch psychosozial unauffällige Kinder, deren Eltern keinen Kontakt zueinander haben, miteinbezogen werden.


Etwa die Hälfte der Trennungskinder, nämlich etwa 50 % , hatten nach einschlägigen Statistiken und Studien aus den achtziger und neunziger Jahren unmittelbar vor der Kindschaftsrechtsreform, z. B. Andrea Maser, Christoph Käppeler (bzw. Golini & Silvestrini 1997, vgl. Anlagen 1a und 1b, S.46 ff.), zum Zeitpunkt der Erhebung nach Ablauf einer gewissen Zeit nach der Trennung überwiegend mangels Interesse des abwesenden Vaters keinen Kontakt mehr zum Vater, wie z. B. im Beschluss des BVerfG I BVR1620/04, Anlage 10a, wobei der mangelnde Kontakt zum Vater mehrheitlich nicht zu psycho-sozialen Auffälligkeiten geführt hätte, vgl. auch Studien von E. Mavis Hetherington und Paul Amato (vgl. Ochs/Orban: „Familie geht auch anders“, https://beckassets.blob.core.windows.net/product/readingsample/485200/9783896706553_excerpt_001.pdf , dort Seite → ff.).


Genauso häufig wie Kinder getrennter Eltern, hierunter mehrheitlich Kinder, die überwiegend nur von der Mutter als alleinerziehendem Elternteil großgezogen werden, haben auch Kinder aus Paarbeziehungen zu etwa 25 % psychosoziale Auffälligkeiten (so auch eine Aussage in der angeführten Studie von Hetherington). Auch hieraus ist ersichtlich, dass kein wesentlicher Zusammenhang von psychosozialer Auffälligkeit von Kindern und der Anwesenheit beider Eltern im Alltag der Kinder besteht.


Durch Weglassen eines Teils relevanter Untersuchungskriterien entsteht hier ein reell nicht existierender Scheinzusammenhang, der sich auf den ersten Blick zwar logisch anhört, aber bei genauerer Betrachtung falsch ist.


Richtig ist allerdings, wie von Prof. Proksch im zweiten Halbsatz angedeutet, dass Kinder von Eltern, die ihren Kontakt zueinander feindselig gestalten, eher dazu neigen, psychosoziale Auffälligkeiten zu entwickeln. Der verstärkte Kontakt zwischen den Eltern und damit mehr Streitmöglichkeiten zwischen feindseligen getrennten Eltern wird vor allem bei zwangsweiser Ausübung der gemeinsamen Sorge und noch mehr in einem zwangsweise gegen den Willen eines Elternteiles – in der Regel gegen den Willen der Mutter – zu praktizierenden Wechselmodell gefordert bzw. erzwungen, so dass sich eine gerichtlich aufoktroyierte gemeinsame Sorge und/oder ein erzwungenes Wechselmodell bei derart verfeindeten Eltern durch das hierdurch erhöhte Streitpotential unmittelbar negativ auf das Kindeswohl auswirken könnte. Forschungen hierzu stehen noch aus.




	Zitat 6 aus Seite →, Ziffer 5





„Das KindRG erhöht die Chancen auf geS. Die geS fordert und fördert die Kommunikation wie die Kooperation der Eltern.“


Die gemeinsame Sorge (= geS) mag die Kommunikation und Kooperation der Eltern zwar fordern von den Eltern, aber nicht fördern. Eine gute Kommunikation im Sinne von zum Wohle des Kindes nicht feindselig miteinander umgehenden Eltern kann, wie auf Seite → bereits angedeutet, nicht erzwungen werden, da hierzu gewisse soziale Fähigkeiten gehören, die in den Eltern selbst angelegt sind oder nicht. Gute Kommunikation nach der partnerschaftlichen Trennung müssen beide Eltern wollen und auch können. Gute Kommunikation und erst recht gute Kooperation setzen elementare psychische Fähigkeiten bei beiden Eltern voraus, die bereits in der Kindheit erworben werden müssen, wie z. B. Empathie, Wahrnehmung und Problemeinsicht. Fehlen diese Fähigkeiten im Erwachsenenalter, so nähren sich hieraus Konflikte: Das ständige Ignorieren der Bedürfnisse anderer z. B. durch Kommunikationsverweigerung kann ebenfalls zu einer Gewaltform ausufern. Diese für eine brauchbare relativ konfliktfreie Kommunikation und Kooperation unabdingbaren Fähigkeiten können bei Erwachsenen in der für eine kooperative Kindeserziehung bis zum Erwachsenwerden des Kindes erforderlichen Kürze der Zeit gerade auch nach einer zumeist konfliktbehafteten Trennung weder kurzfristig nachträglich entwickelt noch „mal eben schnell“ angelernt werden, vor allem dann nicht, wenn bei mindestens einem Elternteil Empathie, Wahrnehmung und/ oder Problemeinsicht nicht bestehen.


Dies erklärt auch, weshalb in vielen Fällen auch oft jahrelang andauernde Elterngespräche als „Kommunikationstraining“ z. B. im Cochemer Modell nicht erfolgreich sind im Sinne einer dauerhaften Konfliktbeilegung zwischen den Eltern. Das Cochemer Modell orientiert sich hier am Erreichen angestrebter theoretischer Leitbilder in der Zukunft als Sollzustand, nicht aber an den reellen Voraussetzungen und Bedürfnissen vieler getrennt lebender Eltern in der Gegenwart als konkreter Istzustand, in welchem – ohne zeitliche Verzögerung zugunsten einer etwaigen „Lernphase“! – sofort Entscheidungen getroffen werden müssen für das Kind. Sorge für ein Kind und Erziehung finden in der Gegenwart statt, nicht – vielleicht einmal – in der Zukunft. Die Bedingungen für die konkret aktuell auszuübende Sorge für ein Kind können daher nicht von in der Zukunft – vielleicht oder vielleicht auch nicht – erreichbaren theoretischen Sollzuständen abhängig gemacht werden.




	
Zitat 7 aus Seite →, Ziffer 5






„Damit bestätigen sich die Erwartungen des Gesetzgebers, der die Bereiche elterliche Sorge und Umgang als den Prüfstein für die Verwirklichung der Reformziele ansah (BT-Drs. 13/8511, 65). Diese strukturelle Wirkung des neuen rechtlichen Rahmens kommt auch in den Einschätzungen der Professionen zum Ausdruck. Aus ihrer Sicht werden die wesentlichen Ziele des KindRG überwiegend sehr gut/gut, mindestens aber zufriedenstellend (teils/teils) erreicht:


▶ Verbesserung der Rechte der Kinder“.


Eine Verbesserung der Rechte des Kindes findet bei Ergebnisbetrachtung unter Einbezug der seit 1998 richtungsweisenden Rechtsprechung und Jugendamtspraxis nur dann statt, wenn das Kind will, was der Vater will, sonst nicht, vgl. z. B. Anlagen 2a, b und c, S. 49 ff. Die Gegenüberstellung in Anlage 2c, Seite → ff., deckt außerdem auf, wie in der Judikative durch unterschiedliche juristische Auslegung gleicher theoretischer Grundsätze geschlechtsspezifisch differenzierend Recht gesprochen wird.


Dies zeigt sich z. B. sehr deutlich bei näherer Betrachtung der neuen Umgangsregelungen des § 1684 Absatz 1 Halbsatz 1 BGB, dargelegt wie folgt, welcher ein eigentliches Elternrecht bzw. Vaterrecht auf Umgang mit dem Kind als Recht des Kindes auf Umgang mit jedem Elternteil deklariert, vgl. auch Anlagen 3a, b, c und d, Seite → ff.


Dem gegenüber steht eine eklatante Verschlechterung im Erreichen des Kindeswohls in Fällen, in denen der kindliche Wille dem väterlichen Wunsch oder Antrag entgegensteht und deshalb keine Beachtung findet (vgl. z. B. in den Anlagen 5a, 5b, 6a, 6b, 7, 8a, auch in 2b zitierte Rechtsprechung, S.61 ff.), vor allem wenn zur Durchsetzung staatlicher bzw. väterlicher Zielsetzung Gewalt gegen das Kind durch Trennung von der Mutter gegen seinen Willen ausgeübt wird, vgl. Fallsammlung Anlage 9: In den genannten Fallbeispielen werden die Kinder gegen ihren Willen zum Vater umplatziert oder ins Heim verbracht. Ausgehend von geänderten Auslegungen zum „Kindeswohl“ bzw. zur für das „Kindeswohl“ unabdingbar notwendigen Anwesenheit des Vaters während der kindlichen Entwicklung wird besonders und in neuem Maße schwerwiegend gegen das Wohlbefinden des Kindes verstoßen, wenn dem Kind nach vorangegangenem zwangsweisen Verbringen in eine Kinder- und Jugendhilfeeinrichtung die Mutter regelrecht entzogen wird zugunsten einer „Gewöhnung an den Vater“ (vgl. u. a. Fall Corinna Alinski in der Fallsammlung Anlage 9, S. 153 u. v.m.).


Im Trennungsfall können seit Einführung des neuen § 1684 Absatz 1 Halbsatz 1 BGB dem Grunde nach drei rechtlich relevante Fallvarianten unterschieden werden (in Anlage 3b vereinfacht dargestellt):


• FALLVARIANTE 1: Mutter und Vater sind mit dem Umgang mit dem haushaltsfernen Elternteil – zu dieser Zeit Ende der neunziger Jahre in ca. 95 % aller Fälle der Vater – einverstanden und sind sich auch über den Umgangsturnus des haushaltsfernen Vaters mit dem gemeinsamen Kind einig: Diese Fälle bedurften und bedürfen keiner gesetzlichen Regelung oder Gesetzesänderung, denn diese gab es schon vor dieser familienrechtlichen Reform, und es gibt sie auch danach, auch unabhängig vom Vorhandensein gesetzlicher Regelungen. Denn Mann und Frau einigen sich unter sich. Man hätte diesen neuen Paragraphen hier genauso gut weglassen können.


Ein Zugewinn für das Kindeswohl durch die untersuchte Kindschaftsrechtsreform ergibt sich in dieser Fallvariante nicht.


Eine solche Einigkeit, den Umgang mit dem Kind nach der Trennung betreffend, könnte bei etwa 15 bis 20 % aller getrennten Eltern zutreffen (Schätzwert aus eigener Praxiserfahrung, aber auch unter prozentualer Berücksichtigung der beiden weiteren Fallvarianten).


• FALLVARIANTE 2: Die Mutter will gerne, dass der abwesende Vater das Kind möglichst regelmäßig sieht, während der abwesende Vater das Kind nicht sehen will, weil er einfach kein Interesse hat. Diese Variante kann besonders oft bei nichtehelichen Kindern beobachtet werden. Möglich ist z. B. auch, dass ein geschiedener Mann wieder geheiratet hat, eine neue Familie gegründet und die „alten Schuhe“ einfach abgelegt hat.


In mehr als der Hälfte aller Trennungsfälle war es in den neunziger Jahren nach Ablauf einer gewissen Zeit so: Der abwesende Vater hatte ein neues Leben, er interessierte sich ganz einfach nicht mehr für seine „alten“ Kinder (vgl. auch in Anlage 1a und 1b zitierte Studien, S. 46 ff.).


Für diese Fälle gab es zeitnah nach der Kindschaftrechtsreform es einen höchstrichterlichen Beschluss des Bundesgerichtshofes, wonach ein Vater auch vor dem Hintergrund des neu geschaffenen Kindesrechts auf Umgang mit beiden Eltern nicht zum Umgang mit dem Kind gezwungen werden könne, da dies „dem Kindeswohl nicht entspräche“. Dessen Richtigkeit wurde durch das bereits erwähnte Urteil des Bundesverfassungsgerichtes im April 2008 nochmals bestätigt (Anlagen 10a und 10b, S.156/157).


In diesen etwa hälftigen Fällen, in denen der Vater keine Lust (mehr) aufs eigene Kind hat, muss das Kind also auf sein neues, gesetzlich verbrieftes Recht auf Umgang mit beiden Elternteilen verzichten. Die Vaterinteressen bzw. die Persönlichkeitsrechte des Mannes waren in den juristischen Betrachtungen im Ergebnis, abschließend in diesem Urteil des BVerfG demnach vorrangig vor diesem neuen angeblichen Kindesrecht, das doch „zum Wohle des Kindes“ an erster Stelle stehen sollte. Der neue § 1684 I Hs.1 BGB bewirkt also für die Mehrheit der Trennungskinder erneut kein Kindesrecht, obwohl es so im Gesetzestext steht. Er hätte genauso auch hier weggelassen werden können, wenn es tatsächlich vorrangig um eine bessere Verwirklichung des Kindeswohls als vor dieser Reform gegangen wäre.


Wie bereits erwähnt hatten laut verschiedenen Statistiken aus den neunziger Jahren etwa 50 bis 60 % aller Väter nach Ablauf von etwa zwei Jahren nach der Trennung keinen Kontakt mehr mit dem eigenen Kind (Anlagen1a, 1b, S.46 ff.), hiervon überwiegend mehrheitlich aus mangelndem Interesse des Vaters. Unter diesen Fällen, die zum Zeitpunkt der Gesetzesänderungen nach dem KindRG mehr als die Hälfte aller Fälle ausmachten, in denen Kinder sofort oder nach Ablauf einer gewissen Zeit keinen Kontakt mehr zum Vater hatten, gab es natürlich auch einige Fälle, in denen Mutter und Vater sich einig waren, dass kein Kontakt des Vaters mit dem Kind stattfinden sollte. Diese Fälle werden aber auch mit dem neu geschaffenen Umgangsparagraphen erst gar nicht rechtsanhängig, so dass der neue Paragraph, ähnlich wie bei Fallvariante 1, auch hier für das Kind nichts bewirkt.


Bereits in der Summe aus Fallvariante 1 und Fallvariante 2 bewirkt das neue Kindesrecht im Verbund mit richtungsweisender Rechtsprechung für die Mehrheit der Trennungskinder keinen rechtlichen oder tatsächlichen Zugewinn für das Kind, um dessen Wohl es doch angeblich vorrangig gehen sollte. Denn in etwa 70 bis 80 % braucht das Kind dieses Kindesrecht nicht bzw. kann das angeblich begünstigte Kind gar nicht auf sein neues Recht zurückgreifen. Es hätte ebenso gut weggelassen werden können.


Als Ergebnis dieser Auslegung der Gesetzgebung des § 1684 I Hs. 1 BGB durch höchstrichterliche Rechtsprechung kann der abwesende Vater es sich aber für die Zukunft frei aussuchen, ob, wann und wie er Kontakt zum eigenen Kind haben will, so dass sich das angebliche Kindesrecht im Verbund mit der bisher dazu ergangenen richtungsweisenden Rechtsprechung als reines Vaterrecht herauskristallisiert.


Der Charakter dieses angeblichen Kindesrechts als reines Vaterrecht wird nochmals verstärkt, wenn je nach Geschlecht des umgangsberechtigten Elternteils und Antragstellers geschlechtsspezifisch differenzierend Recht gesprochen wird, vgl. nochmals Anlagen 2a, b, und c, S.49 ff.


Einer ehrlichen Gesetzgebung hätte entsprochen, zu benennen, wer tatsächlich durch die neu geschaffene Rechtsnorm begünstigt wird. Der geschlechtsneutrale Begriff „Elternrecht“ spiegelt den tatsächlichen Inhalt dieses angeblichen Kindesrechts ebenfalls nicht ausreichend wider.


Es besteht der Verdacht, dass als Folge der Kindschaftsrechtsreform von 1998 die Begriffe „Kindesrecht“ und „Kindeswohl“ dazu missbraucht werden, andere Interessen und Inhalte familienpolitisch zu etablieren.


Die von Prof. Proksch behauptete „mindestens aber zufriedenstellende“ Verbesserung der Rechte des Kindes hätte umgangsrechtlich erfordert, dass der Kindeswille auch dann Berücksichtigung findet, wenn er dem väterlichen Willen nicht entspricht, auch z. B. ein kindlicher Wille, den Vater nicht sehen zu wollen, da andernfalls von der Mehrheit der Trennungskinder auf dieses neue gesetzlich verankerte angebliche Kindesrecht gar nicht zurückgegriffen werden kann.


Dass ein umgangsunwilliger Elternteil/Vater nicht zum Umgang mit dem Kind gezwungen werden kann, erscheint bei lebensnaher Betrachtung logisch. Insofern ist es aber unlogisch, einen mehrheitlich rechtlich nicht durchsetzbaren Umgangsanspruch für das Kind im Gesetz als Kindesrecht zu deklarieren.


Das neue angebliche „Kindesrecht“ zum „Wohle des Kindes“ findet aber in der dritten Fallvariante Anwendung:


• FALLVARIANTE 3: Die Mutter ist aus irgendwelchen Gründen nicht damit einverstanden, dass der häuslich abwesende Vater Umgang mit dem Kind hat, dieser will jedoch Umgang mit seinem Kind. Und hier wirkt der neue § 1684 Abs. 1 Hs. 1 BGB dann. Hier kann, gesetzgeberisch durch ein angebliches Kindesrecht legitimiert, hemmungslos Druck und Zwang auf die Mutter und das Kind ausgeübt werden – wenn die Frau oder auch das Kind sich nicht genau dem Willen des abwesenden Vaters beugen (z. B. Anlagen 5a, 5b, 6a, 6b, 7, 8a, 8b, 9, 11, 12). Denn sehr zeitnah nach dieser Kindschaftsrechtsreform beginnend gab es und gibt es fortan zunehmend Rechtsprechung, die die Mutter einfach zwingt, den Vater das Kind sehen zu lassen, egal, was diese als Grund dagegen vorträgt (ebenda). Gründe, die das Kind selbst gegen einen Umgang mit dem Vater vorträgt, werden zunehmend nur noch dann berücksichtigt, wenn es dem väterlichen Interesse entspricht (vgl. Fallbeispiel Anlage 2a, S.49 ff.), ansonsten gilt der durch das Kind geäußerte Wille bald fast schon routinemäßig als „nicht authentisch“ (z. B. bereits zitierte Anlagen 5a, 5b, 6a, 6b, 7, 8a, 8b u. v.m.), da von der „wegen unverarbeiteter Paarkonflikte bindungsintoleranten“ (hierzu: Anlage 13, S.176) Mutter beeinflusst.


Ein zwangsweise herbeigeführter Umgang mit dem Vater gegen den Willen der Mutter und notfalls auch gegen den Willen des Kindes wiederum verstößt – scheinbar! – gegen keinerlei Persönlichkeitsrechte, weder bei der Mutter noch beim Kind, und kann nach neu geschaffenen Verfahrensvorschriften des FFG (später FamFG) nun auch mit gesetzlich verankertem Zwang gegen Frauen und Kinder durchgesetzt werden (z. B. Anlage 8b, S.151, vorstellbar für die entscheidenden Richter war hier nicht, dass Gründe für die persistierende Verweigerungshaltung des betroffenen Kindes auch beim Vater liegen könnten). Wie bereits dargelegt, können umgangsberechtigte Väter/Eltern dem entgegen nicht mit dem gleichen gesetzlich verankerten Zwang zum Umgang mit dem Kind gezwungen werden.


Die genannten Fallbeispiele zeigen exemplarisch auf, dass mit der neuen bürgerlich-rechtlichen Gesetzgebung und den neu formulierten Verfahrensvorschriften im FFG/FamFG im Verbund mit hierzu ergangener richtungsweisender Rechtsprechung seit der Kindschaftsrechtsreform verstärkt durch staatliche Institutionen selbst ausgeübter Zwang und Gewalt gegen Mütter und Kinder legitimiert wird.


Sobald Meinungsverschiedenheiten zwischen den Expartnern wegen des Umgangs des Kindes mit dem häuslich abwesenden Elternteil/Vater beim Jugendamt oder Familiengericht anhängig gemacht werden, werden immer häufiger gegen den Willen des Kindes erzwungene Umplatzierungen von der Mutter zum Vater oder ins Heim „zum Wohle des Kindes“ oder zu dessen „Umerziehung und Gewöhnung an den Vater“ durch Wegnahme der Mutter schematisch wie folgt gerechtfertigt:




	a) Die Mutter ist „bindungsintolerant“ (Anlage 13, S.176) wegen „unverarbeiteter Paarkonflikte“ und handelt daher nicht im Interesse ihres Kindes, möglicher Zusatz: Sie bedarf deswegen auch gleich noch einer psychologischen Behandlung (vgl. z. B. Gerichtsbeschluss in Anlage 5a, Amtsgericht Ebersberg,S.90).


	
OPTIONAL: Wenn das Kind Widerstand gegen einen Umgang mit dem Vater äußert: Die Mutter bereitet das Kind nicht ausreichend positiv auf den Umgang mit dem Vater vor bzw. vermittelt ein negatives Vaterbild (z. B. Beschlussbegründung in Anlagen 5b, S.92 ff. bzw. 8a, S. 146 ff.) oder beeinflusst das Kind, wie auch immer, negativ gegen den Vater. Auf den Vater muss die Mutter das Kind, notfalls auch mit Druck, positiv vorbereiten, was sich bestens aus dem Kommentar Grüneberg (so umbenannt seit 2021)/Palandt, 2010, S. 1997, Rdnr. 30 bis 32, explizit aus Ziffer bb herauslesen lässt (Auszüge in Anlage 14. S. 178) und in der Rechtsprechung so auch umgesetzt wird (z. B. Anlagen 5b, 8a).


	b) Aus a) schlussfolgernd hat der Vater grundsätzlich das „Kindeswohl“ besser im Auge, da Umgang mit beiden Eltern ein Kindesrecht nach § 1684 Abs. 1 Halbsatz 1 BGB ist, nämlich das Recht des Kindes auf Beziehungen zu beiden Eltern, auch dann, wenn der Vater alkoholsüchtig, pädophil ist oder die Gefahr eines sexuellen Missbrauchs des Kindes besteht (vgl. Palandt, 2010, S. 1997, Ziffer aa in Rdnr. 30, Anlage 14). Passende Rechtsprechung: z. B. Anlagen 6a, S.104 ff. und 6b, S.119 ff. oder als häufige Fallvariante auch bei nichtehelichen Kindern: wenn der Vater dem Kind schlicht und einfach bisher gar nicht bekannt, also ein Fremder ist und das Kind sich deshalb weigert, mitzugehen.


	c) ROUTINEMÄSSIGES ERGEBNIS: Dem Vater ist deshalb per Gerichtsbeschluss der von ihm beantragte Umgang mit dem Kind, und wenn vom Vater gewünscht,inklusive Übernachtungen weitestgehend unabhängig vom Alter des Kindes zu gewähren (vgl. z. B. Anlage 7, S. 142).


	d) WEITERE MÖGLICHE RECHTSFOLGEN: Der Vater erhält, wenn gewünscht, als Zuschlag noch das alleinige Sorgerecht für das Kind, da die Mutter als uneinsichtig, bindungsintolerant und/oder erziehungsunfähig einzustufen ist, z. B. laut Bericht des vom Gericht bestellten Gutachters oder „neutralen“ Verfahrensbeistandes (z. B. „ausgebildet“ wie in Anlage 15, S.179). Das Kind wechselt dann gleich ganz zum Vater –auch gegen seinen geäußerten Willen, denn dieser Kindeswille gilt ja regelmäßig als von der Mutter beeinflusst, vgl. Gerichtsbeschlüsse in den bereits erwähnten Anlagen, wie oben. Diese Rechtsfolge wird gefördert durch den neu geschaffenen § 1626 Abs. 3 BGB im sorgerechtlichen Kontext, welcher die gedankliche Verknüpfung von Umgangsrecht und sorgerechtlichen Konsequenzen sowie die Priorisierung des kindlichen Umgangs mit dem Vater vor anderen Kindeswohlaspekten initiiert.





De facto könnten die Familiengerichte im Konfliktfall in einer beachtlichen Zahl von Fällen bei routinemäßig gleicher juristischer Argumentationskette eigentlich nur noch die Daten und vorgetragenen Wünsche der Väter sowie die Namen der vorzuverurteilenden Mütter austauschen – und natürlich den Kindesnamen im Tenor.


Anhand des beschriebenen Schemas und der aufgeführten Beispiele kann festgestellt werden, dass Gründe, die das Kind selbst gegen einen Umgang mit dem umgangsberechtigten Elternteil/Vater vorträgt, nur dann berücksichtigt werden, wenn es dem väterlichen Interesse entspricht (Anlage 2c, S. 77 ff.). Andernfalls gilt der durch das Kind im familienrechtlichen Verfahren geäußerte Wille fast routinemäßig als „nicht authentisch“ (vgl. bereits zitierte Anlagen mit Gerichtsbeschlüssen zum Umgangs- und Sorgerecht), da von der „bindungsintoleranten“ (Anlage 13, S. 176) Mutter beeinflusst.


In diesen restlichen etwa 20 bis 30 % aller Trennungsfälle mit Kind, in welchem die Mutter und/oder das Kind keinen Umgang mit dem Vater haben wollen, der Vater den Umgang aber will, tobt sich seit der Kindschaftsrechtsreform von 1998 bis heute eine immer absurder werdende Rechtsprechung angeblich „zum Wohle des Kindes“ aus.


Dieser hauptsächlich durch fehlgeleitete Rechtsprechung zwangsweise Umgang mit dem Vater gegen den Willen der Mutter und nötigenfalls auch gegen den Willen des Kindes unter Missachtung von Persönlichkeitsrechten bei Mutter und Kind wird von Herrn Prof. Proksch, wie obenstehend, zum Fortschritt Richtung Verbesserung der Rechte des Kindes erklärt.


In diesen Fallkonstellationen werden Rechte des Kindes nicht verbessert, sondern – im Gegenteil! – sogar missachtet, indem in einer Vielzahl von Fällen auf die kindlichen Bedürfnisse keine Rücksicht mehr genommen wird.


Dementgegen wird eine gegen die Mutter gerichtete Willensäußerung des Kindes unter dem manipulierenden Einfluss des umgangsberechtigten oder betreuenden Vaters erst gar nicht in Erwägung gezogen oder, wie in Anlage 2c, S.77, in der juristischen Abwägung einfach gebilligt, ohne daraus, wie bei – auch nur angeblich – beeinflussenden Müttern, schematisch eine Kindeswohlgefährdung wegen „Bindungsintoleranz“ abzuleiten.


Fallkonstellationen, bei denen die Mutter und/oder das Kind den Kontakt zum Vater verweigern, finden sich vor allem im Kontext vorausgegangener häuslicher Gewalt gegen Mutter und/oder Kind oder auch aktueller nachpartnerschaftlicher Gewalt gegen Mutter und/oder Kind.


Etwaige Gewaltkontexte, die nach neuerlichen Erhebungen Hintergrund in etwa der Hälfte der familienrechtlich anhängigen Verfahren sind, häufig vorkommend bei initiativer Trennung durch die Frau (Quellen: vgl. Anlage 16, S. 180), finden in Herrn Prof. Prokschs Schlussbericht zur Begleitforschung keinerlei Berücksichtigung.




	Zusammenfassend kann als Zwischenergebnis bereits an dieser Stelle festgestellt werden, dass z. B. mit dem neu gestalteten § 1684 Absatz 1 Halbsatz 1 BGB im Verbund mit der sehr zeitnah dazu ergangenen Rechtsprechung auch materiell-inhaltlich gar kein Kindesrecht geschaffen wurde, obwohl es so im Gesetz steht, sondern ein reines Vaterrecht. Durch einseitige Rechtsauslegung zugunsten von mehr Väterrechten und der zunehmend zwangsweisen Umsetzung dieser Väterrechte auch gegen den Willen des Kindes kann von einem Zugewinn für das Wohlbefinden des Kindes oder von einer konkreten Verbesserung der Rechte des Kindes durch diese im Zuge der Kindschaftsrechtsreform von 1998 ergangenen Gesetzesänderung nicht mehr ausgegangen werden wegen hieraus entwickelter, zunehmender und teilweise gravierender Missachtung von Persönlichkeitsrechten betroffener Kinder und Mütter.


	„Stärkung elterlicher Autonomie“ (als weitere Aufzählung zu Zitat 7)
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